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Die polniſche Landwirtfhaft nach fünf Kriſenjahren. 
Anfang Oktober 184 richtete die Schriftleitung des polniſchen 
Wirtſchaftsblattes „Codzienna Gazeta Handlowa“ an eine Reihe 
namhafter Perſönlichkeiten des Wirkſchaftslebens, und insbefon- 
dere ſolcher, deren Tätigkeit ſich ausſchließlich oder überwiegend 
auf die Landwirtſchaft erſtreckt, die Bitte, ihre Anfichten über den 
augenblicklichen Stand der Landwirbſchaft und deren Enkwick⸗ 
lungsausſichten zu äußern. Dieſe zum Teil recht inkereſſanten Aus- 
führungen ſind Anfang Dezember 1984 in einer Sondernummer 
„Die Landwirtschaft nach 5 Krisenjahren“ in der „Codzienna 
Sazeta Handlowa“ erſchienen. Da einige Artikel bereits Anfang 
Oktober geſchrieben wurden, laſſen fie die am 24. Oktober 1934 
erlaſſene große Entſchuldungsgeſetzgebung unberüchſichtigt. 

Das Blatt wollte mit dieſer Artikelſerie „ein Bild der im Ver- 
lauf der letzten fünf Jahre geleisteten mühevollen Arbeit ge- 
ben, die gegenwärtige Lage der Landwirtschaft charakterisie- 
ren und die Zukunftsaussichten darstellen.“ 

Die Wahrheit, die in den Worten der verſchiedenen Wirt- 
ſchaftsführer liege, ſolle nicht nur die Aufmerkjamkeif der maß 
geblichen Faktoren oder der Landwirtschaft allein, ſondern die des 
ganzen Volkes auf die gefährlichſten Schäden und Unzulänglich⸗ 
keiten des wichkigſten polniſchen Wirtſchaftszweiges lenken. Gleich- 
zeitig würde die ununkerbrochen geführte mühevolle Arbeit und 
deren bereits erzielte rieſige Erfolge ſowohl auf dem Gebiete der 
Erzeugung, wie auch des wirkſchaftlichen, ſozialen und organifato- 
riſchen Lebens zum Ausdruck kommen. 

Die große Bedeutung der Landwirkſchaft, von der über 60 7% 
der Bevölkerung Polens lebten, gehe u. a, auch zahlenmäßig aus 
dem Anteil derſelben am Außenhandel hervor. Es ſeien nämlich 
an landwirtſchaftlichen und kieriſchen Erzeugniſſen (außer Holz) 
in den verſchiedenen Jahren ausgeführt worden in je 1000 Zloty: 
im Jahre 1929 — 1 151 063, im Jahre 1930 — 1040 451, im Jahre 
1931 — 742 242, im Jahre 1932 — 441 316 und im Jahre 1933 — 
350 380 Zloty. 

„In Prozenten betrug der Anteil der land wirtschaftlichen 
Ausfuhr an der Gesamtausfuhr Polens im Verlauf der Jahre 
1929—1933: im Jahre 1929 — 40,1 %, im Jahre 1930 — 42,8 %, 
im Jahre 1931 — 39,5%, im Jahre 1932 — 40,7% und im 
Jahre 1933 — 36,5 %.“ 

Mit Recht feien daher die Regierungen jeit Jahren bemüht, 
dieſen wichtigen Wirkſchaftszweig geſund zu erhalten und noch 
weiter zu kräftigen, oder wo es not fue, zu ſtützen. Dafür ſei die 
Ende Oktober 1934 erlaſſene Enlſchuldungsgeſetzgebung ein er⸗ 
neuker Beweis und eine gleichzeitige Krönung der bisherigen Ar- 
beit. 

Von den zahlreichen die Landwirtſchaft der verſchiedenen Ge- 
biete Polens behandelnden Artikeln wird nur kurz auf die wich- 
tigften, beſonders auf die Weſtgebiete Bezug nehmenden Aus- 
führungen eingegangen werden können. 
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Allgemeiner Natur find die Außerungen des Senafprs J. 
Wielowieyski, des 2. Vorſitzenden des Oberſten Staatlichen Nales 
der Grundbeſitzerorganiſakionen über „Krise und Entschuldung.“ 
Verfaſſer weiſt vor allem den Vorwurf zurück, den man heute 
vielfach gegen den Großgrundbeſitz erhebt, als ob dieſer allein 
leichtſinnigerweiſe in den Jahren der guten Konjunktur Gelder auf- 
genommen und unnötige Inveſtitionen gemacht habe. Das alles ſei 
damals eine allgemeine Erſcheinung, wie der Ruf nach Mehr- 
produktion und infolgedeſſen Intenfivierung, die Parole des Tages 
geweſen. Es habe damals der „Zustand einer Massenpsychose“ 
beſtanden. 

Nach dem Konjunkturabftieg habe ſich die Landwirkſchafk in der 
weitaus ſchwierigſten Lage befunden, weshalb auch die einſetzende 
Intervention des Staates, die die Steigerung der Einnahmen bei 
gleichzeitiger Senkung der Produktionskoften zum Ziele habe, die- 
ſer in erſter Linie gegolten habe. 

Beachtung verdienen jedoch die dann folgenden Schlußſätze des 
Verfaſſers. 

„Diese Aktion wird in der Atmosphäre des Vertrauens und 
des Glaubens in die Richtigkeit der Regierungsarbeit geführt, 
trotz ihrer zweifellos ungenügenden Ausmaße. 

Mit dem Fortschreiten der Entschuldungsaktion dringt je- 
doch in diese Harmon’e der Wirtschaftsgrundsätze ein un- 
angenehmer Mißklang. Ich denke hierbei an das Dekret von 
der Übernahme von Grundstücken in Staats- 
besitz für gewisse Geldschulden. Zum ersten 
Male wird bei der Entschuldung der Vorwurf der angeblichen 
Leichtfert'gkeit als Begründung eines Ausnahmerechts in Be- 
zug auf eine bestimmte Kategorie von Grundbesitzern erhoben. 
Zum ersten Male erscheinen als Begleitung dieses Vorwurfes 
Tendenzen, die dem wirtschaftlichen Grundgedanken der Ent- 
schuldung fremd sind. In diesem Jahre (gemeint iſt 1934) 
folgt der letzte Akt der staatlichen Inter- 
vention: die Entschuldungsdekrete. Die von 
mir angedeuteten Tendenzen bilden leider auch das Leitmotiv 
der letzten Verordnungen. Diesen hat man nämlich, wie es 
scheint, die These zu Grunde gelegt, daß die geringen Mittel, 
über die der Staatsfiskus verfügt, und die Notwendigkeit, einen 
gesunden Apparat des organisierten Kredites am Leben zu er- 
halten, den Staat zwingt, eine stärkere Einschrän- 
kung der Größe derjenigen Gruppe von 
Wirtschaftsbetrieben, denen die Vergün- 
stigungen der Entschuldung zugute kommen, 
vorzunehmen. Aus den Reihen der zu Rettenden müssen 
diejenigen Betriebe ausfallen, welche sich im Zustande der 
Agonie befinden oder unheilbar krank sind. Die Betriebe dieser 
Gruppe unterliegen der Liquidation. Eine verständliche und 
von der traurigen Wirklichkeit erzwungene These,“ 

Die zweite Theſe fei die begünſtigte Behandlung der 
Kleinbetriebe, die zwar ſchon keilweiſe von der rein wirkſchaft⸗ 
lichen Ebene abgleite, für die aber gewichlige Mokive anderer 
Art ſprächen. 

„Die dritte These ist jedoch schon ausgesprochen 
außerwirtschaftlicher Art. Sie beruht auf der Verknüpfung 
der Entschuldungsaktion mit dem Agrarum- 
bau. Dies ist kein Umbau als natürliche Folge der Liqui- 
dation überschuldeter Betriebe, sondern ein Umbau unter Aus- 
nutzung der staatlichen Intervention, die durch die allgemeinen 
Wirtschaftsverhältnisse bedingt ist, um so einen bedeutenden 
Teil des Großgrundbesitzes zu zerschlagen oder in Staats- 
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besitz zu übernehmen, Durch Annahme dieser These ist die 
Berechtigung der ersten These zunichte gemacht worden. Das 
wirtschaftliche Moment, das einzig und allein der Maßstab für 
die Feststellung derjenigen Gruppe, die den Schutz der Ent- 
schuldungsgesetzgebung genießen soll, sein dürfte, ist verwor- 
ien worden. Dadurch ist den Einzelnen Schaden zugefügt wor- 
den und, wie es scheint, wird auch der wirtschaftliche End- 
effekt der Bemühungen des Staates und der Opfer des Volkes 
geschwächt.“ 


Der Direktor des Verbandes der Landwirtfchaftskammern 
und -Organijationen, W. Lesniewski, ſchildert die Entſtehung 
und die Arbeit an den die landwirtſchaftliche Verſchuldung 
regelnden Verordnungen. Beſonders ſetzt er in Vergleich die Vor- 
ſchläge, die vom Verbande der Landwirtſchaftskammern den enf- 
ſcheid enden Inſtanzen unterbreitet wurden, mit dem endgültigen 
Inhalt der Verordnungen. Die deutlich herauszuleſende Kritik 
ſcheint beinahe den verſchiedenen Gerüchten über die Gründe der 
ſo raſchen Herausgabe der Entſchuldungsgeſetzgebung Recht geben 
zu wollen. 

Ohne der Wirklichkeit vorgreifen zu wollen, ſei Verfaſſer je- 
doch der Anſicht, daß, wenn man in größerem Umfange das vom 
Verbande der Kammern und Landwirtſchaftlichen Organiſakionen 
aufgeſtellte Programm verwirklicht hätte, in höherem Maße die 
Befürchtungen, daß die Pflichten der Landwirte auf Grund der 
Verordnungen über die Regelung der landwirtſchaftlichen Schul- 
den ihre wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit überſteigen könnten, aus- 
geſchaltet worden wären. 

„In diesem Augenblick erscheint nur das eine als sicher, 
daß die Oktoberdekrete an sich allein keinen ge- 
nügenden Einfluß auf die finanzielle Wiederherstellung der 
landwirtschaftlichen Betriebe werden ausüben können, was die 
Notwendigkeit einer ausdauernden Arbeit auf den übrigen Ge- 
bieten der Landwirtschaftspolitik zur Folge haben wird.“ 


Den Wert und das prakfiihe Ergebnis der gefamten 
bisherigen Agrar-FZinanz-Gefeggebung (ohne die 
Oktobergeſetze) faßt der Vorſitzende der Biatyjtoker Landwirt- 
ſchaftskammer, Jablonski, wie folgt zuſammen: 

„Diese Gesetze haben nicht die erhabene Rolle gespielt, wie 
man sie ihnen bei ihrer Entstehung zugedacht hatte, und das 
sowohl infolge des Preissturzes, als auch infolge der Erhöhung 
der Abgaben und Steuern, welche Gründe ihnen zum Teil 
ihre realen Grundlagen entzogen. Faßt man das bisher Ge- 
sagte zusammen, so kann man feststellen, daß die bisherige 
Gesetzgebung ergab: a) die Möglichkeit durchzuhalten, b) den 
Schutz vor zugrunderichtenden Prozessen, c) die Möglichkeit 
einer Regelung der Verhältnisse zwischen dem Grundstücks- 
erwerber aus der Parzellierung und dem parzellierten Grund- 
besitz, aber sie hat auch d) wenn auch ermäßigte, so immer- 
hin doch noch recht hohe Zinsen festgesetzt und e) die Liqui- 
dierung der Verschuldung nicht weiter fortgeführt.“ 


Bei der aufeinander folgenden gebietsmäßigen Betrachtung der 
Auswirkung der Kriſe auf die Landwirtſchaft weiſt zuerſt der 
Vorſitzende der Gutsbeſitzervereinigung Großpolens, Graf 261 
towski, auf den „spezifischen Krisencharakter 
der Landwirtschaft Großpolens“ hin. Die Eigenark 
dieſes Gebietes liege ſowohl in wirkſchaftlichen wie in außerwirt⸗ 
ſchaftlichen Momenten begründet. Eines der wichtigſten ſei der 
infolge der ſtarken Inkenſivierung der dorkigen Landwirkſchaft not- 
wendige hohe Kapitalbedarf. Dieſer habe aber ſelbſt vor Aus- 
bruch der Krife wegen der Teuerung des Geldes keineswegs be- 
friedigend gedeckt werden können. Um die Betriebe nicht abfinken 
zu laſſen, liehen die Landwirte Geld zu höchſten Zinsfägen, Das 
Abſinken der Preiſe 1929 habe unmittelbar die Zahlungsunfähig- 
keit der Landwirtſchaft zur Folge gehabt. Selbſt der Zinſendienſt 
konnte nicht geleiſtet werden, und viele Betriebe wurden unver- 
dient an den Rand des Ruins gebracht. 

„Der hohe Stand der Landwirtschaft in den 
westlichen Wojewodschaften war das Ergeb- 
nis zielvoller Arbeit und der Anlagen mehre- 
rer Generationen. Er diente nicht selten, besonders in 


der Nachkriegszeit, zur Unterstützung anderer Gebiete, er hielt 
in starkem Maße die Handels- und Zahlungsb!lanz des Landes 
aufrecht und konnte nach außenhin als Vorbild und Verbrei- 
ter verbesserter Methoden und veredelter Produkte dienen.“ 

Dieſer durch mühevolle Arbeit erreichte Erfolg habe in Ge— 
jahr geſtanden, mit einem Male zunichte gemacht zu werden, Dank 
dem energiſchen Vorgehen der landwirkſchaftlichen Organifafionen 
und der verſtändnisvollen Hilfe ſeitens der Regierung habe man, 
wenn auch den Zuſammenbruch der Landwirtſchaft nicht aufzu- 
halten, fo doch wenigſtens das Tempo desjelben zu mindern ver- 
mochk. 

Bei dieſer Gelegenheit müſſe betont werden, daß einzelne der 
ſtaaklichen Anordnungen, die in anderen Gebieten Polens ſehr 
gute Ergebniſſe gezeitigt hätten, wie beiſpielsweiſe die Schieds- 
gerichte u. a. m., in Weftpolen viel geringeren Erfolg gehabt hät- 
ten, Die verſchiedenen Verordnungen, die in erſter Linie gegen 
den Wucher gerichtet geweſen ſeien, hätten in dieſen Gebieten 
nur ſelten Anwendung gefunden. 

„Im Gegensatz dazu lastet der sich bedeutender gesetz- 
licher Privilegien erfreuende organisierte Kredit weiterhin sehr 
drückend auf der Landwirtschaft, die die formell zulässige 
Höhe der Verzinsung aufzubringen nicht imstande ist.“ 

Es ſei hierbei wohl zu erwarten, daß ſchließlich die Finanz- 
inſtitute ſelbſt einſehen werden, daß ein vernünftiges Nachgeben 
ihrerſeits ihnen auf lange Sicht von größerem Nuten fein werde 
als ein ſtures Feſthalten am Recht. 

Außer dieſen mehr äußeren Bedingungen, die ſich auf die 
Lage der großpolniſchen Landwirkſchaft auswirkten, müſſe auch 
noch ein Faktor mehr innerer Natur erwähnt werden, der ihre 
geringere Widerftandsfähigkeit zur Folge habe. 

„Es ist dies die traditionelle wirtschaftliche Einstellung der 
Bevölkerung auf einen bestimmten Wirtschaftstyp. Das deut- 
sche System, das die Landwirtschaft dieses Gebietes während 
eines Jahrhunderts gestaltete, hat eine konsequente Arbeits- 
teilung zwischen Regierung und Bevölkerung durchgeführt. 
Die Regierung trachtete danach, günstige allgemein- wirtschaft- 
liche Bedingungen zu schaffen durch Eröffnung von Absatz- 
märkten, Sicherung rentabler Preise u. a. m.; dagegen hatte 
die Bevölkerung fast als alleinige Aufgabe, die Erzeugung zu 
steigern, wodurch sie sich selbst direkt und dem Staate in- 
direkt diente, Das Geld war billig, nach landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen bestand eine starke Nachfrage, kein Wunder also, 
daß eine Tendenz nach hohen Brutto-Preisen bestand, selbst 
wenn sie durch hohe Selbstkosten erkauft sein sollten. Es ver- 
blieb immer noch eine Spanne für die Nettoeinnahme, So kam 
es, daß das, was in einer recht spezifischen Konjunktur günstig 
war, sich vernichtend auswirkte, als sich die Konjunkturlage 
von Grund auf änderte. Daher ist auch die Abkehr von einer 
Anlagewirtschaft mit großem Umsatzkapital zu einem System 
der Selbstversorgung hin, das so weit als möglich die ver- 
derblichen Folgen der Preisschere ausschaltet, erforderlich.“ 

Um das zu erreichen, werde ſowohl die Bevölkerung wie die 
Regierung große Anſtrengungen machen müſſen. Denn die Zole- 
rierung eines Zuftandes, in dem der größte Teil der Landwirte 
mit Verluſten arbeite, ſei Selbſtmord. 


Die anderen, den Verhälkniſſen in den Weſtgebieten Polens 
gewidmeten, Artikel allgemeinerer Natur kommen im weſentlichen 
immer auf das gleiche heraus: infolge der intenfiven Wirtſchafts- 
weiſe — großer Bedarf an Kapital, da dieſes knapp und teuer 
iſt, raſch zunehmende Verſchuldung, die nach dem Ausbruch der 
Kriſe zur Zahlungsunfähigkeit führk. Die bisherige (außer der 
Oktober) Geſetzgebung hilft dieſem Zuſtande nur wenig ab. 

Andererſeits wurden aber die wenigen poſikiven Möglichkeiten, 
die ſich der verſchuldeken Landwirtſchaft böten, nicht genügend aus- 
genutzt. Hierfür wird als Beiſpiel von dem Direktor der Bank 
Rolny, Filiale in Poſen, A. Kokiuzyüski, das Geſetz über 
die Akzeptationsbank angeführt, Sein Werk beruhe 
u. a. darauf, daß es, indem es das Wohl der einen wie der an- 
deren Seite im Auge habe, dieſe beiden ſich „feindlich“ gegen. 
überſtehenden Fronten zwinge, den „Kampf“ abzubrechen, Ver- 
handlungen einzuleiken, um ſchließlich Verträge abzuſchließen. Erſt 


nach der gütlichen Einigung können fie aus den für fie vor- 
geſehenen Vorkeilen Nutzen ziehen. 

Der Abſchluß eines Abkommens über die Akzeptationsbank 
beſeitige manche Schwierigkeiten und ſchaffe Ruhe und Klarheit. 
Dabei 

„erreicht der Landwirt: — eine Herabsetzung der 
Verzinsung, Verteilung der Rückzahlungen auf sieben Jahre, 
er gebraucht keinerlei Deckungswechsel zu hinterlegen. Die 
Bank erreicht: — hinsichtlich des Wertes ein hundert- 
prozentig sicheres Rediskontmaterial, das immer zur rechten 
Zeit kommt, zumindestens einen teilweisen Ausgleich der in- 
folge der Herabsetzung des Zinsfußes entstandenen Verluste, 
und schließlich, was vielleicht das wicht’gste ist, die Garantie 
von Seiten des Staatsfiskus, daß die Hälfte der durch den 
Schuldner, mit dem das Abkommen geschlossen wurde, ent- 
stehenden Verluste gedeckt werden.“ 

Mit Rükfiht auf die in den weſtlichen Gebieten befondere 
Struktur der landwirtſchaftlichen Verſchuldung, die ſich in der 
enkſcheidenden Mehrzahl aus der Verſchuldung bei Aktienbanken, 
Kommunalkaſſen, Kreditgenoſſenſchaften, alſo bei Inſtituten des 
organiſierten langfriſtigen Kredites zuſammenſetze, hätte man er- 
warten dürfen, daß das Geſetz über die Akzepkationsbank die 
weitgehendfte Anwendung gerade in Großpolen und in Pomme- 
rellen finden werde. Statt deſſen hätten die erſten Monate nach 
Inkrafttreten dieſes Gefehes den gehegten Hoffnungen entſchieden 
widerſprochen. Der Abſchluß von Abkommen ſei nur ſelten und 
unter Schwierigkeiten zuſtandegekommen. Es habe bedeutende An- 
ſtrengungen der Akgeptationsbank und derjenigen Stellen, die 
hier für Finanzfragen zuſtändig ſeien, gekoſtet, um das Mißtrauen 
zu beſeikigen und ſowohl den Schuldnern wie den Kreditinſti⸗ 
tutionen beizubringen, wie die kechniſchen Schwierigkeiten zu be- 
ſeitigen ſeien. 

Beſonders die Staatliche Agrarbank habe hierbei wertvolle 
Arbeit geleiſtek, und fie ſei es auch geweſen, die der Akzeptations- 
bank die erſten Verkräge aus dem Poſenſchen vermittelt habe. 

„Die Privatbanken haben sich recht schnell die Technik 
der Vergleichsabschlüsse zu eigen gemacht und den Grund- 
gedanken dieser Aktion erfaßt, Schwieriger habe sich die Lage 
mit den Kreditgenossenschaften gestaltet, so daß erst eine ener- 
gische Arbeit und Aufklärung durch das Patronat die Volks- 
banken zu gesteigerten Vertragsabschlüssen bewogen. Die 
größte Zurückhaltung gegenüber dieser Aktion zeigen bisher 
die Kommunalsparkassen, was teilweise durch die hohe Liqui- 
dität, die den Stand dieser Institute charakterisiert, erklärt 
werden kann.“ 

Zaffe man zuſammen, ſo laſſe fich feſtſtellen, daß der gegen- 
wärkige Stand der Dinge ſich von dem der erſten Monate nach 
ZTätigkeitsbeginn der Akzepkationsbank weſentlich unkerſcheide und 
vollkommen die urſprüngliche Annahme rechtfertige, „daß das 
Gesetz besonders für unser Gebiet günstig ist.“ 


In einem anderen Artikel über die Lichk- und Schat⸗ 
tenfeiten der bisherigen Agrar-Finanz-Ge- 
ſehgebung in Großpolen ſtellt der Verfaſſer feſt, daß 
alle dieſe Geſetze (wiederum unter Außerachtlaſſung der Ende Ok- 
tober erlaſſenen Entſchuldungsgeſetzgebung) beſtenfalls ein Mittel 
gegen Zwangseingriffe in die Landwirtſchaft, keineswegs aber 
genügende Mittel zur Durchführung einer Enkſchuldung und da- 
mit erſt einer katſächlichen Hilfe waren. 

Im Gegenſatz zu den verhältnismäßig ſchwachen Ergebniſſen 
der Arbeit der Akzeptationsbank hätten entſchieden die Schie ds. 
ämter noch die bedeufendfte Rolle bei der Enkſchuldung ge- 
ſpielt. Insgeſamt feien von den Kreisſchiedsämtern der Woje- 
wodſchaft Pofen Fälle über eine Summe von 14 643 000 Zloty 
bearbeitet worden. 

Die Parzellierung zum Zwecke der Entſchuldung habe auch 
noch recht gute Reſultabe gezeitigt. Es ſeien zu dieſem Zwecke 
rund 4419 ha parzelliert worden. 27 Güter hätten auf dieſe Art 
eine Verminderung ihrer Schulden herbeigeführt. Dieſe Arbeiten 
würden zur Zeit noch weikergeführk. 

„Letzthin ist eine Reihe deutscher Besitzungen zur Par- 
zellierung geschritten, da sie sich anderweitig mit ihren Schul- 
den keinen Rat mehr wußten.“ 
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Aus dem gleichen Artikel laſſen ſich einige recht intereffante 
Zahlen über den Stand der Verſchuldung entnehmen. 

„Die Verschuldung der groß polnischen Land- 
wirtschaft auf Grund stat'stischer Angaben, die im Wege 
einer sehr unvollkommenen Erhebung nach dem Stande vom 
30. 6. 1932 erlangt wurden, betrug insgesamt 616734598 
Zloty, 

Die Institute des kurzfristigen Kredites erteilten mittel- 
fristigen Kredit in einer Summe von 2792640 Zloty, an kurz- 
iristigem Kredit 50 703 331 Zloty; die Verschuldung bei den 
Instituten des langfristigen Kredites betrug zusammen 
418 179 103 Zloty, die Verschuldung bei den landwirtschaft- 
lichen und Handelsgenossenschaften 93 604 410 Zloty, bei den 
Instituten der Sozialleistungen 9623864 Zloty, bei Versiche- 
rungsgesellschaften 7 888 667 Zloty . ., die Rückstände an 
Staats- und Kommunalsteuern betrugen 28 848 440 Zloty. 

Außerhalb unserer annähernden Berechnungen sind die fol- 
genden Schulden unberücksichtigt geblieben: offener Kredit 
bei Kaufleuten und Händlern, rückständige Löhne und Privat- 
hypotheken. 

Die „Bescheidenheit“ unserer Verschuldungszusammenstel- 
lung wird durch die folgende Tatsache charakterisiert: 570 im 
Laufe des Jahres 1933 beim Kreisschiedsamt in Bromberg ein- 
gelaufene Anträge zeigen, daß die mittlere Verschuldung auf 
1 ha eines Landwirts, der weniger als 100 ha besitzt, 400 Zloty, 
was mit der Hektaranzahl multipliziert eine Verschuldung in 
Höhe von 40 Millionen Zloty ergeben würde, — die Verschul- 
dung der über 100 ha Besitzer ergäbe im Durchschnitt rund 
15 Millionen, was zusammen 55 Millionen ausmacht. 

Wir haben als Beispiel einen Kreis ausgewählt, der nur 38 
Gutsbezirke besitzt, die sehr stark verschuldet sind. In an- 
deren Kreisen mit einer viel größeren Anzahl Gutsbezirke, 
z. B. im Kreise Mogilno, wo es deren 97 gibt, wird die all- 
gemeine Verschuldungsziffer bis zu einer erschreckenden Höhe 
ansteigen, wenn wir mit der Verschuldung je 1 ha operieren 
und die Zahl mit der Gesamtfläche dieses Kreises multipli- 
zieren wollen“ 

Wenn man alle diefe Momente berückfichtige und von der mift- 
leren Verschuldung je 1 ha in den 27 Kreiſen ausgehe, fo ſei es 
keine Überkreibung, ſondern vielmehr wiederum beſcheiden zu 
nennen, wenn man die Geſamtverſchuldung der groß- 
polniſchen Landwirkſchaft unter Berüchſichtigung der 
verſchiedenen Verpflichtungsmöglichkeiten ſchätzungsweiſe mit 
ein und einer halben Milliarde Zloty beziffere. 

[„Codzienna Gazeta Handlowa“ vom 1. 12. 1934. 


polniſche Wirtſchaſtspolitik während der Kriſe. 

Zum Jahreswechſel ſchrieb der frühere polniſche Finanzminiſter, 
S. Matuszewski, für die engliſche Wirkſchaftszeitung „Financial 
News“ einen Artikel über das oben genannke Thema. Der gleiche 
Artikel erſchien am 6. Januar d. Js. in der „Gazeka Polska“, 
und nach dieſer dann auch, keilweiſe kommentiert, in zahlreichen 
anderen Zeitungen. Nachſtehend ſeien die Grundgedanken jener 
Ausführungen wiedergegeben. 

Im ganzen geſehen rechtfertigt Minifter Matuszewski nicht 
nur die von Polen geführte Wirtſchaftspolitik der letzten Jahre, 
ſondern iſt von ihrer unbedingten Richtigkeit feſt überzeugt. Wenn 
die Folgen und Erſcheinungen der Kriſe in verſchiedener Hinſicht 
für Polen trotzdem kaum weniger ſchwer geweſen ſeien, fo ſei dies 
nicht der Beweis einer falſchen Politik, ſondern vielmehr aus der 
zwiſchenſtaatlichen Wirtſchaftsverknüpfung zu erklären, 

Was Polen vor allem den meiſten anderen Staaten voraus- 
gehabt habe, das ſei die frühzeitige Erkennknis der herannahenden 
Kriſengefahr. 

„Während man in vielen Staaten noch hoffnungsvoll in die 
Zukunft schaute — begann man sich in Polen bereits auf den 
wirtschaftlichen „Sturm“ vorzubereiten. Die Regierung machte 
keine neuen Investitionen; die Erteilung von Bankkrediten 
wurde bewußt abgestoppt; obgleich die Einnahmen des Staats- 
fiskus noch nie so hoch waren wie im Jahre 1929 — wurde 
ein weiteres Anwachsen des Budgets verhindert; die Polnische 
Staatsbank (Bank Polski) führte die Restriktionspolitik durch.“ 
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Das alles habe jedoch noch nicht genügt, um Polen gegen die 
hereinbrechende Kriſe immun zu machen. Man habe deshalb hier 
wie anderswo nach Wegen ſuchen müſſen, um den drohenden Ge— 
fahren widerſtehen zu können. Auch darin ſei Polen wieder an- 
deren Staaten zuvor gekommen. Denn bereits im Jahre 1930 ſei 
eine Analyſe der Wirtſchaftslage durchgeführt und ein Programm 
für den Kampf gegen die Kriſe aufgeſtellt worden. Man habe da— 
bei die Wirkſchaftspolitik nicht auf irgend eine Wirtſchaftstheorie 
aufgebaut, ſondern ihr lediglich den geſunden Menſchenverſtand zu 
Grunde gelegt. Man ging einfach davon aus, daß der — in Gold 
gerechnete — Preisſturz auf der ganzen Welk nach 1929 ein 
natürlicher ſei, ebenſo wie die Preisſteigerung während des 
Weltkrieges in Anbetracht der damaligen Umſtände als natürlich 
angeſehen werden müſſe. Sofern man aber die Überzeugung ge- 
wann, daß die nach 1929 einſetzende Preisſenkung keinen vor- 
übergehenden, ſondern wahrſcheinlich dauernden Charakter kragen 
werde, ſo ſei damit auch die Notwendigkeit feſtgelegt worden, die 
Wirtſchaft der neuen Preislage anzupaſſen. 

„Unter der Voraussetzung, daß erstens — der Preissturz 
dauernden Charakter trägt und zweitens — um die Wirtschaft 
zu beleben, man die durch diese Preissenkung veränderte Ver- 
teilung des Volkseinkommens“ 

— zugunſten des Gläubigers und der monopoliſtiſchen Organi— 
ſationen und auf Koſten des Schuldners ſowie der Produzenten — 

„ausgleichen müsse — standen Polen zwei Wege 
zur Wahl offen. Entweder Aufgabe des Gold- 
standards und Devalvation oder Aufrecht- 
erhaltung des Goldstandards — und dann 
eine Senkung der steifen Elemente der Wirt- 
schaft (Schulden, Löhne, Tarife, Budgets, Monopolpreise u. a. 
m.) durch gesetzliche und Verwaltungsverordnungen.“ 

Das Abgehen vom Goldſtandard, wie dies England und die 
ſkandinaviſchen Länder getan haben, wäre zweifellos der ein- 
fachere Weg geweſen. Polen habe aber in der kurzen Zeit feines 
Beſtehens genügend Währungsſchwankungen und » enlwerkungen 
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Wan wollte nicht dem Volke den fo ſchwer erſparten Groſchen 
durch eine freiwillige Geldentwertung wegnehmen. 

„Die Wirtschaftspolitik Polens schlug also den schwierigen 
Weg — der Anpassung an die niedrigen Preise unter Beibe- 
haltung des Goldstandards — ein. Dieser Entschluß bedingte 
eine konsequente Kleinarbeit. Es war dazu eine Ubereinstim- 
mung nötig zwischen der von der Polnischen Staatsbank ge- 
führten Finanzpolitik, der Politik des Staatsfiskus, der Gesetz- 
gebung, Verwaltung, und was mit das Wichtigste ist, des 
„man of the street.“ Man unternahm eine Reihe weitgehender 
Maßnahmen: die Staatsausgaben wurden um 30,2 % gesenkt, 
die Selbstverwaltungsausgaben — um 47%, die Eisenbahn- 
tarife — durchschnittlich um 20 %, die Preise der monopoli- 
sierten Artikel ebenfalls durchschnittlich um 20 %; außerdem 
sind im Gesetzeswege in einer Reihe von Fällen Revisionen 
des Verhältnisses von Gläubiger und Schuldner durchgeführt 
und — ohne das Kapital selbst anzugreifen — die Gewinne der 
Gläubiger verringert worden; es wurden die Beamten- und 
Arbeiterlöhne gesenkt; der Geldumlauf ist um 15,8% ver- 
ringert worden. Das alles wurde durchgeführt ohne erhaltene 
oder auch nur nachgesuchte Unterstützung von auswärts, 


Welche Ergebnisse zeitigte das? Polen ist eins der billig- 
sten Länder. Polen ist beim Goldstandard geblieben. Das ist 
eine recht seltene Zusammenstellung. Denn billig sind heute 
vor allem diejenigen Länder, die vom Goldstandard abgegan- 
gen sind. Dagegen haben die Länder, welche ihn beibehalten 
haben, im internationalen Handel wegen der inneren Teuerung 
mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen. Der Lebensunterhalt 
in Polen ist ungefähr zweimal so billig wie im Deutschen 
Reiche, um die Hälfte billiger als in Frankreich. Und gleich- 
zeitig ist die Handelsb'lanz Polens seit Mitte 1929 dauernd 
aktiv, und alle im Auslande aufgenommenen Schulden (mit 
Ausnahme der Kriegsschulden) zahlt Polen ohne Unter- 
brechung und Verzug. Die Haushaltsdefizite der Jahre 1930— 
1934 sind vollkommen gedeckt, und gleichzeitig hat sich die 


Schuld des Staatsfiskus nur um rund 20 Millionen Piund ver- 
xrößert. Die polnischen Banken haben ihre Tätigkeit nicht 
eine Stunde lang eingestellt, trotz des Österreichischen, deut- 
schen und amerikanischen Krachs. Die Spareinlagen sind wäh- 
rend den Krisenjahren sehr stark angewachsen und haben 
sich von 1928 bis zum Jahre 1934 um 117,7 % vergrößert.“ 

Wenn man nun die Frage ftelle, ob all diefe Bemühungen ge- 
nügt hätten, um die Kriſe in Polen zu überwinden, jo müſſe man 
ſie verneinen. Wenngleich die Produktion in den letzten beiden 
Jahren eine erfreuliche Steigerung erfahren habe, ſo ſel anderer- 
ſeits aber auch die Arbeitsloſenziffer von 91000 im Jahre 1929 
auf 295 000 im Jahre 1934 angeſtiegen. Auch in anderer Hinſicht 
könne die Kriſe noch keineswegs als überwunden angeſehen 
werden. 

Hieran trage jedoch nicht Polen allein die Schuld, ſondern die 
weltwirtſchaftliche Lage überhaupt, und in beſonders ſtarkem 
Maße die Autarkiebeſtrebungen der einzelnen Staaten. Alle Maß- 
nahmen fremder Staaten, die den internationalen Warenhandel 
unterbinden, machen gleichzeitig eine Verbeſſerung der Wirt- 
ſchaftsſage unmöglich. Denn Polen ſei weder ein fo bedeutendes 
Erzeugerland, wie die Vereinigten Staaten, noch ein jo wichtiges 
Glied in der Weltwirtſchaft, wie beiſpielsweiſe England, als daß 
die eigene Wirtſchaftspolilik hätte enkſcheidend fein können. Was 
die internationalen Wirkſchaftsverhältniſſe anbetreffe, jo hatte Po- 
len nur eine Möglichkeit — ſich zu verteidigen, 

„Und verteidigt haben wir uns mit aller Kraft und mit der 
ea Waffe, die den Armen übrig bleibt — der Billig- 
seit.“ 

In denjenigen Fällen jedoch, wo es Polen möglich geweſen fei, 
das Wort im Namen irgendwelcher Prinzipien zu ergreifen, da 
habe Polen im zwiſchenſtaatlichen Handel zwei Theſen vertreten: 
1. die der größtmöglichen Handelsfreiheit, 2. der gleichmäßigen 
Behandlung der landwirkſchaftlichen und induſtriellen Erzeugniffe, 

Beurkeile man heute mit der Erfahrung der überſtandenen vier 
Kriſenjahre die von der Regierung gekennzeichnete Politik, ſo 
werde ſich dieſe als richtig erweiſen, da fie nicht nur zur Bekämp- 
fung jo manchen Übels beigetragen habe, ſondern auch dem pol 
niſchen Volke Mus gegeben und in der Verpflichtung geſtärkt 
habe, die übernommenen Verpflichtungen auch in den ſchwerſten 
Zeiten einzuhalten, 


[,Gazeta Polska“ vom 6. 1. 1935; „Codzienna Gazeta 
Handlowa“ vom 8. 1. 1935.] 


Fur Frage der polnifhen Agrarpolitik. 


Witte Dezember 1934 veröffentlichte der Departementsdirektor 
im polniſchen Landwirtſchaftsminiſterium, Or. Adam Rofe, in der 
Wirtſchaftszeilſchrift „Das wirtschaftliche Polen“ einen Artikel 
über die auf dem Gebiete der Landwirtſchaft in der Vergangen- 
heit gemachten Erfahrungen und das zukünftige Programm der 
Agrarpolitik. Die darin zum Ausdruck gebrachten Anſichten be- 
gegneten einer ſcharfen und zum großen Teil ablehnenden Kritik 
in einem Teil der polniſchen Preſſe. Beſonders eine Enkgegnung 
im „Iluſtrowany Kuryer Codzienny“ nimmt Dr. Roſe zum Anlaß 
einer Rechtfertigung. Er behauptet darin, daß es ihm in ſeinem 
erſten Artikel lediglich darum gegangen ſei, als Ausgangspunkt 
des zukünftigen Programms der Landwirtſchaftspolitik eine Reihe 
von Theſen aufzuſtellen, deren Inhalt kurz folgender ſei. 


J. Um das brennende Problem der ländlichen Übervölkerung 
einer Löſung zuzuführen, müſſe man den berſchuß und den Zu- 
wachs der Landbevölkerung einer Beſchäftigungsmöglichteit außer- 
halb der landwirkſchaftlichen Produktion, alſo vor allem in den 
Städten, zuzuführen ſuchen. Unter dieſen Umſtänden müſſe an- 
erkannt werden, daß die Schaffung von Enkwicklungsmöglichkei⸗ 
ten für die Induſtrie bzw. die Berückſichkigung in der Wirkſchafts⸗ 
politik rationaler Forderungen der Induſtrie ein unkrennbares 
Teilſtück jeden Agrarprogramms ſei. 


II. Infolge der großen Kapitalarmut der polniſchen Landwirt- 
ſchaft müſſe man danach krachten, die bereits vorhandenen pro- 
duktiven Kapitalien weitgehendft auszunutzen. 


„Diese These spricht für eine maximale Anstrengung zum 
Zwecke einer Kommassation und Vergrößerung der Zwerg- 
betriebe (in denen das investierte Kapital keine entsprechen- 
den Produktionsmöglichkeiten findet), wobei ich der Nachbar- 
parzellierung den Vorzug gebe vor der Ansiedlungsparzellie- 
rung, weil diese letztere die Anlage neuer, vor allem öffent- 
licher Kapitalien, notwendig macht. 

III. Der Landwirtschaft muß man die bestmöglichen Absatz- 
bedingungen sowohl außerhalb des Landes, wie auf dem Bin- 
nenmarkte sichern, indem man sie auf diesem vor der aus- 
ländischen und insbesondere der überseeischen Konkurrenz 
schützt und für sie in den Handelsverträgen möglichst gün- 
stige Ausfuhrbedingungen erwirkt. 

IV. Man muß nicht nur in der Landwirtschaft, sondern im 
gesamten Wirtschaftsleben als die wichtigste Aufgabe die Zu- 
nahme des Sozialeinkommens ansehen; denn die niedrige Stufe 
des sozialen Einkommens auf dem Lande, die bedingt ist durch 
die geringen Absatz- und damit auch Erzeugungsmöglichkei- 
ten, ist vielleicht die hauptsächlichste Ursache der wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten, mit denen der Staat seit einer Reihe 
von Jahren kämpfen muß.“ 

Der Anſicht Dr. Roſes von der notwendigen Förderung der 
Induſtrialiſterung in Polen zwecks Aufnahme der bisher freien 
Arbeitskräfte kritt der Kritiker des „Jluſtrowany Kuryer Co- 
dzienny“ mit der Forderung nach einer ſtärkeren Intenfivierung 
der kleinen und kleinſten landwirtſchaftlichen Betriebe (von 0—50 
Hektar) entgegen. Günſtigenfalls wären dann zur Beſtellung die- 
ſer Wirtſchaftsbetriebe und zur wirkſchaftlichen Verſorgung deren 
Beſitzer rund 3 Williarden Arbeitstage im Jahr notwendig. Bei 
voller Ausnutzung des Arbeitstages würden dazu 12,1 Millionen 
Menſchen beanſpruchk. Da die Zahl der landwirtſchaftlichen Be⸗ 
völkerung auf dieſem Beſitz aber nur 12,8 Millionen betrage, fo 
wäre damit gleichzeitig eine befriedigende Löſung der Frage der 
ländlichen Arbeitsloſigkeit gefunden. Dieſen kheoretiſchen Über- 
legungen hält Dr. Roſe zu deren Entkräftigung nur die Frage 
entgegen, was der Autor dieſer Anſicht wohl mit dem dann er- 
zielten Überſchuß landwirkſchafklicher Erzeugniſſe anzufangen ge- 
denke. 


Einen grundſätzlich ganz anderen Standpunkt hinſichtlich des 
Erfolges der bisherigen und der Erforderniſſe der in Zukunft vom 
Staake zu führenden Agrarpolitik nimmt der Verfaſſer eines Ar- 
tikels im „Czas“, dem Blatte der Krakauer Konjervafiven, ein, 
Dieſer ſieht die Möglichkeit der Rückkehr zu geordneten und für 
die Landwirtſchaft günſtigen Verhältniſſen nur darin, daß dem 
wirtſchaftlichen Liberalismus mit feinem freien Spiel der Kräfte 
wieder freie Bahn gegeben werde. 

Als Beweis dafür ſei darauf hinzuweiſen, daß die in den 
lehten Jahren unkernommenen Verſuche unter Verwendung recht 
bedeutender Mittel in keinem Falle das Problem der landwirk— 
ſchaftlichen Rentabilität zufriedenſtellend zu löſen in der Lage 
waren. Wenn im letzten Jahre eine leichte Beſſerung zu ſpüren 
war, jo fei dieſe nur auf die Mißernke in Nordamerika zurück- 
zuführen geweſen. 

Von größerer Wichtigkeit ſei daher der Hinweis darauf, daß 
auf den Abſatzmärkten endlich wieder in entſcheidender Form der 
Rentabilitätsfaktor in Erſcheinung getreten, was gleichzeitig das 
Anzeichen für die Rückkehr des Wirkſchaftsautomatismus und 
damit des entſcheidenden Einfluſſes von Angebot und Nach- 
frage ſei. 

„Die künstlichen Mittel der Hochhaltung der Preise, ohne 
Ausnahme der Währungsdevalvation, vermochten der Land- 
wirtschaft keine Rentabilität der Erzeugung zu sichern 
Der Sieg der liberalistischen Doktrin über 
das System nationalistischer Wirtschafts- 
führung in der Landwirtschaft wird immer 
sichtbareri-.A4 

Die in aller Welt erkenntliche Rückkehr zum Liberalismus 
in der Agrarpolitik kann auch auf unsere Agrarpolitik nicht 
ohne Einfluß bleiben. Vor noch nicht langer Zeit machten sich 
auch bei uns Tendenzen zur Einführung eines Getreidemono- 
pols, der Zusammenfassung des Müllereigewerbes in Zwangs- 
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verbände, der Gewährung von Mahlkontingenten, der Organi- 
sierung der Landwirtschaft in Zwangs-Fachverbände bemerk- 
bar. Es gelang uns, sich davor zu schützen. Die entsprechen- 
den Elemente unserer Getreidepolitik, wie die Prämiierung, die 
Interventionskäufe der Polnischen Getreide-Industrie-Anstalten 
waren und sind auch weiterhin nur als vorübergehend gedacht, 
und zweifellos muß mit der Notwendigkeit ihrer Liquidation 
in der näheren oder ferneren Zukunft gerechnet werden. Sie 
haben der Landwirtschaft neue Lasten in Gestalt von Steuer- 
zuschlägen gebracht, und es ist klar, daß die beste Interven- 
tion heute die Senkung der Steuern ist, Die Rentabilität der 
landwirtschaftlichen Erzeugung muß man auch weiterhin auf 
dem Gebiete der Produktionskostensenkung suchen. Die De- 
flationsprozesse haben die wichtigsten Gebiete, wie die Be- 
lastungen zugunsten des Staates, die Versicherungen oder auch 
den Zinsendienst nicht berührt.“ 

Eine Liquidation der bisherigen Methoden der Preishochhal⸗ 
kung dürfe nicht plötzlich erfolgen und mechaniſch durchgeführt 
werden, weil ſie eine ſtarke Erſchütterung der Wirtſchaft zur 
Folge haben würde, ſondern ſie müſſe etappenweiſe geſchehen, 
begleitet von einer Umſtellung der Produktion und Anpaſſung an 
die neuen Verhältniſſe. 

Eine dauernde, aber bisher zu wenig beachtete Krankheits- 
erſcheinung der Landwirkſchaft, für die man auch noch keine Lö- 
fung gefunden habe, ſeien die übermäßigen Vermitt- 
lungsgebühren, die ſich aus den hohen Transport- und 
Handelskoſten zuſammenſetzten. Es fehle immer noch an einem 
kapitalkräftigen Handel, der die landwirkſchaftliche Erzeugung 
finanzieren könnke. Statt deſſen leide die Wirkſchaft unter einer 
Unzahl kleiner und ärmlicher Vermittler, deren endloſe Reihe 
die Koſten vervielfache, Hier ſei eine baldige Geſundung der Ver- 
hältniſſe und beſonders auch eine andere Einſtellung der Steuer- 
behörden unbedingt erforderlich. 

„Das heutige System überlastet und vernichtet den gesun- 
den buchführenden Handel, als ob es die Vergeltung für den 
durch keine Kontrolle zu erfassenden anonymen Handel sein 
Sollte. Daher blüht der illegale, unbekannte Handel, der den 
Landwirt ohne Mitleid aussaugt und keine Steuern zahlt. Das 
Genossenschaftswesen, für das unsere Be- 
völkerung noch nicht reif ist, macht trotz 
dauernder Unterstützungen Bankrott. Es ver- 
bleibt daher die Notwendigkeit des Schutzes und der Privile- 
gierung der Privat- Kaufmannschaft.“ 


Gegenüber der von der Regierung bisher geführten und auch 
für die Zukunft geplanten Agrarpolitik, wie fie beiſpielsweiſe auch 
in dem Arkikel von Dr. Roſe keilweiſe zum Ausdruck kommt, 
nimmt die polniſche Oppoſitionspreſſe eine ſehr kritiſche, wenn 
nicht gar ablehnende Skellung ein. 

So wird u. a. in einem Artikel der Neujahrsnummer der 
„Gazeta Warszawska“ gegen die Regierung der Vorwurf er- 
hoben, daß der mit großem Aufwande geführte Kampf bedeutend 
beſſere Ergebniſſe hätte zeitigen können, wenn nur die von der 
Regierung geführte Politik auf dieſem Gebiete von längerer 
Dauer und geringerer Inkonſequenz geweſen wäre. 

Wenn der Winiſterpräſidenk Anfang November, wie namhafte 
Perſönlichkeiten der Staats- und Wirtſchaftspolitik auch ſchon vor- 
her, in ſeiner Rede vor dem Regierungsblock die Bemühungen 
der Regierung, die Lage der Landwirtjchaft zu beſſern, zum Aus- 
druck gebracht und auch die Mittel angeführt habe, die dazu füh- 
ren ſollten, — ſo 

„haben wir keinerlei Berechtigung, an der subjektiven 
Wahrhaftigkeit dieser Versicherungen. . zu zweifeln. Wir 
anerkennen auch objektiv, daß sowohl das Kabinett Kozlowski, 
wie auch eine Reihe der früheren Regierungen, zweifellos be- 
müht war, die Krise in der Landwirtschaft zu beseitigen und 
dabei sich auch nicht vor der Ausgabe von für unsere Ver- 
hältnisse bedeutenden Summen für diesen Zweck zurückge- 
halten hat. 

Dagegen müssen wir feststellen, daß die Ergebnisse unserer 
Wirtschaftspolitik auf dem Gebiete des Kampfes gegen die 
landwirtschaftliche Krise leider höchst unbefriedigend ausge- 
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fallen sind, Dies ist in erster Linie dadurch zu erklären, daß 
die hauptsächliche Bedingung für den Erfolg in der Wirt- 
schaftspolitik die unbedingte Konsequenz und engste Harmonie 
zwischen den Programmthesen und der praktischen Durch- 
führung sein muß. Leider sind wir nicht imstande, 
eine Konsequenz des Handelns und eine Über- 
einstimmung von Programm und täglicher 
Praxis festzustellen.“ 

Um dem Vorwurfe zu entgehen, daß dieſe Kritik und die in 
ihr enthaltenen Behaupkungen grundlos ſeien, führt der Verfaſſer 
des Artikels einige Beiſpiele als Beſtäligung an, die in der Tat 
ſeine Vorwürfe berechtigt erſcheinen laſſen. 

Die gleiche Tonart ſchlägt in einem ähnlich gerichteten Ar. 
fiel auch der „Kurjer Warszawski“ an. S. Mrozowski, der Ver- 
faſſer dieſes Arkikels, behauptet eingangs, daß die Grundbedin- 
gung für die Landwirtſchaft: die Rentabilität der landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugung ſeit drei Jahren von der polniſchen Agrarpolitik 
außeracht gelaſſen werde. Es ſei überflüſſig, den Nachweis zu 
führen, daß eine ſolche Vernachläſſigung dieſes wichtigſten Pro- 
duktionsfaktors ſich nicht nur auf die wirtſchaftliche Lage der 
Landwirtſchaft habe empfindlich auswirken müſſen, ſondern in 
ſtarkem Maße zur Paffivität der Wirtſchaftsbilanz und dem Haus- 
haltsdefizit beigetragen habe. Ein Beweis dafür ſeien die rieſigen 
Steuerrückſtände, die geſchrumpfte Aufnahmefähigkeit des Bin- 
nenmarktes ſowohl für induſtrielle wie landwirtſchaftliche Er- 
zeugniſſe. 

In beſonderem Maße weiſe die Ende Oktober 1934 erlaſſene 
Entſchuldungsgeſetzgebung viele ſchwache Stellen auf, die 3. T. 
äußerſt nachteilige Folgen haben würden. So werde, um nur ein 
Beiſpiel anzuführen, die Beſtimmung über die Liquidation und 
Parzellierung von mit über 30% des Grundſtückswertes ver- 
ſchuldeten landwirtſchaftlichen Großbetrieben den landwirtſchaft⸗ 
lichen Kredit für viele Jahre untergraben. 

Mit der Bekannkgabe der Richtlinien für die Entſchuldung 
der Landwirkſchaft wurde es allzu deutlich, daß, ſofern die bis- 
herige Agrargeſetzgebung wenigſtens den Anſchein des Schutzes 
der Landwirtſchaft erweckt habe, die neuen Verordnungen die 
Eiquidation des Beſitzſtandes eines großen Teiles gerade der am 
meiſten induftriafifierten und wohl auf der höchſten Agrarkultur- 
ſtufe ſtehenden Betriebe zum Ziele hätten. 

„Der einzige Hoffnungsstrahl, den wir uns an der Schwelle 
des neuen Jahres mit unserer niedergedrückten Landwirtschaft 
teilen können, ist die Uberzeugung, daß die neuen Gesetze nach 
dem Vorbilde vieler anderer, die in der Zeit froher Schaffens- 
kraft entstanden sind, in der Sündflut immer neuer Gesetze 
und Ausführungsbestimmungen untergehen und die ganze An- 
gelegenheit so verwickeln werden, daß sie nicht so bald vom 
Platz kommen wird. Und wenn der Zeitpunkt nahen wird, daß 
sie in die Wirklichkeit umgesetzt werden sollen, werden selbst 
ihre Schöpfer erkennen, daß die Zeit ultraradikaler Experi- 
mente vorbei ist und man alle Kraft für die sachliche Arbeit 
am wirtschaftlichen Wiederaufbau einsetzen muß.“ 

[,Gazeta Polska“ vom 5. 1. 1935; „Czas“ vom 1. 1. 1935; 

„Gazeta Warszawska“ vom 1. 1. 1935; „Kurier Warszaw- 

ski“ vom 1. 1. 1935.] 


Die Wirtfhaftsführuug 
der Polniſchen Staatseiſenbahnen. 


In der Haushaltskommiſſion vom 12. Januar d. J. betonte der 
Referent des Verkehrsminifteriums hinſichtlich der Wirtſchafts⸗ 
führung der Stwatseifenbahnen, daß dieſe den an ſie geſtellten 
Anforderungen vollkommen genügt hätten und ſich fortlaufend ver- 
vollkommneken. Gleichzeitig könne mit Befriedigung feſtgeſtellt 
werden, daß die finanzielle Lage der Unkernehmung ſich im Jahre 
1934 nicht nur nichk verſchlechtert, ſondern ſogar eine ganz 
außerordenkliche Verbeſſerung erfahren habe. 

Aus den vor der Haushaltskommiſſion gemachten Ausführun- 
gen ſeien im Folgenden die wichtigften Angaben wiedergegeben. 

So ſei einer der weſenklichſten Bilanzpoſten die kechniſchen 
Ausgaben. Diefe hätten ſich im Berichtsjahre um 15,22 % er- 
höht, was auf den erſtmalig eingeſetzten Betrag von 1500 000 


Zloty zurückzuführen fei, welcher im Juſammenhang mit der Mo- 
torifierungspolitik der Regierung für die Unkerſtützung der 
inländiſchen Aukomobilinduſtrie verwendet werden 
ſolle. 

Dagegen ſeien die für Waſſerbauten ausgeſetzten 
Kredite um weitere 25,88% gekürzt worden, fo 
daß für Flußregulierungen und die Erhaltung künſtlicher Waffer- 
ſtraßen nur ein Betrag von kaum 620 000 Zloty verbleibt, 

„Bei der Besprechung des Verschuldungsstandes der P. K. P. 
(Polnische Staatseisenbahnen) betont der Referent, daß dieser 
zum 1. 12. 1934 insgesamt eine Höhe von 527 442 800 Zloty 
hatte, wovon auf die langfristigen Verpflichtungen 393 216 800 
Zloty, auf Kredite zur Stärkung des Umsatzionds 76 000 000 
Zloty und auf die kurzfristigen Verpflichtungen 58 226 800 Zloty 
entfielen. Im Laufe des Jahres ist de Gesamtschuld- 
summe der P. K. P. um 115777532 Zloty ange- 
stiegen. Die Zunahme der langfristigen Verpflichtungen um 
rund 166 Millionen Zloty ist die Folge der Aufnahme neuer 
Kredite, wie u. a. die Anleihe zur Elektrifizierung des War- 
schauer E'senbahnknotenpunktes in Höhe von 46% Millionen 
Zloty, die Anleihe zur Einführung der gekoppelten Bremsvor- 
richtungen in Höhe von rund 129 Millionen Zloty.“ 

Von ihren alten Verpflichtungen habe die P.KP. bis zum 
1. 12. 1934 rund 27 Millionen abgedeckt. 

Hinſichtlich der fimanzwirkſchaftlichen Seite zeige das Jahr 
1033 gegenüber einer Geſamlbausgabenſumme (einſchließlich der 
Anleiheverzinſung) von 832 842 908 Zloty, Einnahmen in Höhe 
von 888 635 013 Zloty, fo daß als Reingewinn — 55 792 105 
Zloty verblieben. ; 

„Die Wirtschaftsergebnisse für 1934 gestalteten sich be- 
deutend günstiger. Die Einnahmen zeigen erstmalig eine ge- 
wisse Zunahme: für die ersten 9 Monate des Jahres 1934 um 
13 188 000 Zloty oder 2% mehr als im gleichen Zeitraum 1933. 
Dagegen gingen die Einnahmen aus der Personenbeförderung 
trotz der Frequenzzunahme um fast 5,4% weiterhin um 
5228000 Zloty, d. i. 3,1 %, zurück. Eine Zunahme zeigen alle 
anderen Einnahmeposten. Im gleichen Maße günstig entwickel- 
ten sich in diesem Zeitabschnitt die Wirtschaftsausgaben, die 
im Vergleich zum vorhergehenden Jahre um 20 201 000 Zloty 
oder 43% zurückgingen. Dank diesen beiden Faktoren er- 
reichte man einen Überschuß von 76 826 000 Zloty, 
der im Vergleich zum Jahre 1933 um 39 390 000 Zloty höher 
ist.“ 

Hinſichtlich der beförderten Gütermenge ſei ſeit 1929 eine ſtarke 
Abnahme zu verzeichnen geweſen, die jedoch dank der Tarif- 
politik der Regierung bereits im Jahre 1933 habe gehemmt wer- 
den können, und im erſten Halbjahr 1934 ſei der Gütertransport 
recht bedeutend, nämlich um 12 %, angeſtiegen. 

Für die nächſten Jahre ſei eine Motorifierung des Verkehrs 
in größerem Maßſtabe vorgeſehen. Nach einer Reihe von Probe- 
fahrten mit Mokorſchnelltriebwagen aus- und inländiſcher Kon- 
ſtruktion ſeien dieſe jetzt auf den Strecken Krakau Kattowitz, 
Krakau— Zakopane und Warſchau—Lodz eingeſetzt worden. 
Zwecks Beſchleunigung der Motorifierung iſt für das Jahr 1935 
der Bau von 40 Mokorwagen geplant, von denen ein Teil mit 
der Einführung des Sommerfahrplans in Betrieb genommen wer- 
den ſoll. 

Von größeren Neuanſchaffungen ſeien zu erwähnen 1. die 
Einführung von Vorrichtungen, die eine beſſere Verbrennung der 
Kohle auf den Lokomotiven gewährleiſten ſollen, auf Grund eines 
Abkommens zwiſchen dem Minifterium und der Geſellſchaft 
„Pyzam“ in Paris. Die Geſamtanſchaffungskoſten ſollen 
32805000 Fres., zahlbar in 8 Jahren, betragen. Man rechne da- 
mit, daß dieſe Anlagen ſich binnen 6 Jahren amortiſieren würden. 

Ein zweites noch größeres Abkommen iſt mit der engliſchen 
Firma „Weſtinghouſe Brake“ in London wegen Kreditierung der 
Lieferung von Bremsvorrichtungen für die P. K. P. getroffen wor- 
den. Der Geſamtwerk dieſes Abkommens betrage 4771892 f bei 
64% % jährlicher Verzinſung. 

Der Bau neuer Eisenbahnlinien ftelle ſich für das Jahr 1934 
günſtig dar. Die Fertigſtellung und Inbetriebnahme der Strecken 
Plock —Sierpe, Warſchau Radom, Krakau Miechöw, Zebrzy⸗ 


dowiec—Cieszyn (Teſchen) und nach Druskienniki in einer Ge⸗ 
ſamtlänge von 225 km fei bei den verhältnismäßig geringen Kre- 
diten als Erfolg anzuſehen. 

Durch die erhoffte Kohlenpreisſenkung dürften die Ausgaben 
für Kohle um rund 7 Millionen Zloty geringer werden, 

In der Tarifpolitik paſſe ſich das Verkehrsminiſterium der 
allgemeinen Deflationspolikik der Regierung an. Die Arbeiten an 
der Tariferneuerung ſeien in vollem Gange, ſo daß die neuen 
Beſtimmungen ſpäteſtens zum 1. April in Kraft 
kreten würden. 

Der Kraftwagenwerkehr der P. K. P. umfaßte im Augenblick 
ſeiner Einführung 874 km-Linien, auf denen täglich 12 000 Kraft- 
wagen-km zurückgelegt würden. Im Verlauf von 7 Monaten ſeien 
865 000 Perſonen befördert worden. Die Einnahmen betrügen 
rund 2 100 000 Zloty, 

In der Frage der Kohlenmagiſtrale Herby Nowe 
Gdynia, die von einer franzöſiſch-polniſchen Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft erbaut wurde, führt der Referent aus, 

„daß die Gesellschaft nicht die zweite Obligationenserie 
emittiert hat, wozu sie gemäß Konzessionsvertrag verpflichtet 
gewesen ist. Infolgedessen fehlte es der Gesellschaft an den 
zur Fertigstellung der Linie und zum Ankauf des Wagenparks 
notwendigen Mitteln, weshalb sie die Linie nicht in eigene Ver- 
waltung übernehmen konnte. Daher verbleibt die Eisenbahn 
Herby Nowe—Gdynia auf Grund des Übereinkommens mit 
der Gesellschaft vom 1. März 1933 an in der vorläufigen Aus- 
nutzung der P.K.P. Die Betriebsergebnisse für die 10 Monate 
des Jahres 1933 waren folgende: die Einnahmen betrugen 
33 430 796 Zloty, die Ausgaben insgesamt 32 407 207 Zloty, der 
Überschuß 1023586 Zloty. Da im Jahre 1934 d’e 
finanzielle Lage der Gesellschaft keine Veränderung erfahren 
hat, führen die P.K.P. den vorläufigen Be- 
trieb weiter.“ 

Vom Einnahmeüberſchuß in Höhe von 85300 000 Zloty wür- 
den 61 200 000 Zloty als Zuſchuß zum Inveſtikionsfonds der P. K. P. 
und der Reft in Höhe von 24 Millionen an den Staatsfiskus 
abgeführt. 

Für Reifewerbungszwece fei ſchließlich ein Kredit von 650 000 
Zloty und für die Zivilluftfahrt ein Kredit von 17 997000 Zloty 
angeſetzt worden. 

„Codzienna Gazeta Handlowa“ vom 13.—14. 1. 1935.] 


Die großpolniſche Induſtrie im Jahre 1934, 

Der Vorſitzende der Induſtrie- und Handelskammer in Poſen, 
S. Samulski, gab zum Jahreswechſel in einigen Arkikeln einen 
Überblick über die Entwicklung der großpolniſchen Induſtrie im 
vergangenen Jahre und ihre gegenwärtige Lage. Eingangs ſtellt 
der Verfaſſer eine Uneinheitlihkeit der Konjunktur für die ein. 
zelnen Induſtriezweige feſt. 

Der bedeutendſte induſtrielle Produktionszweig Großpolens ſei 
die Lebensmittelinduftrie, die ungefähr den vierten 
Teil der geſamtpolniſchen Lebensmittelinduſtrie umfaſſe. Sie habe 
daher auch großen Einfluß auf die allgemeine Wirtſchaftslage 
Großpolens, was bei der diesjährigen ungünſtigen Geſtaltung der 
Abſatzverhälkniſſe infolge der Ausfuhrerſchwerungen für Zucker, 
Butter und Bacons erneut deullich in Erſcheinung gekreken ſei. 
Die an und für ſich ſchon ſchwierige Lage dieſes Induſtriezweiges 
habe ein weiterer bedeutender Preisrückgang und die zunehmende 
Verarmung der Bevölkerung noch mehr verſchlimmert. 

Auf dem Gebiete der landwirtſchaftlichen Maſchi⸗ 
neninduſtrie habe weiterhin völliger Skillſtand geherrſcht, 
und die Nachfrage von jeiten der Landwirkſchaft ſei ganz aus- 
geblieben. Dagegen habe ſich eine recht ſtarke Belebung auf dem 
Anlagemarkke, beſonders im Wohnungsbauweſen, bemerkbar ge- 
machb. Auch ſei aufgefallen, daß eine Reihe von Unternehmun- 
gen bemüht war, ihr Geſchäftskapital zu vergrößern und damit 
gleichzeitig ihren Tätigkeitsbereich zu erweitern, 

Eine wenn auch nicht bedeutende, ſo allem Anſchein nach aber 
dauerhafte Beſſerung der Wirtſchaftslage habe man in den fol- 
genden Induſtriezweigen deutlich feſtſtellen können: in der Me- 
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kall- und Maſchineninduſtrie, in der Leder-, Papier-, Gummi- 
und graphiſchen Induſtrie, im Ziegeleiweſen, in der Erzeugung von 
Kunſtdünger und Obſtkonſerven. Als beſonders günſtiges Zeichen 
ſei die geſteigerte Nachfrage der Landwirtſchaft nach Kunſtdünger 
zu werfen. 

Einige andere Erzeugungszweige häkten ſich ſaſt unverändert 
erhalten, während die Konfektionsinduſtrie infolge der 
aufeinander folgenden ſchlechten Frühlings- und Herbſtſaiſon be- 
deutende Schäden erlitten habe. 

Im allgemeinen habe eine gewiſſe Ermäßigung der ſozialen 
Leiſtungen eine kleine finanzielle Erleichterung zur Folge gehabt. 
Dagegen ließen ſich die Auswirkungen der landwirtſchaftlichen 
Entſchuldungsgeſetzgebung für die Geſamtinduſtrie noch nicht recht 
abſehen. Das gleiche gelte auch für die Geſetze über die Ent- 
ſchuldung der Selbſtverwalkung. 

„Man kann nämlich feststellen, daß in beiden Fällen die 
Entschuldung zum überwiegenden Teile auf 
Kosten von Industrie und Handel geht. Die Ent- 
schuldungsaktion auf dem Gebiete Großpolens stellt sich nach 
den vom Wojewodschaits-Komitee für Finanz-Agrarfragen ge- 
machten Erhebungen ungefähr so dar, daß % der Gesamtver- 
schuldung der großpoln’schen Landwirtschaft Privatschulden 
sind, was ungefähr gleichbedeutend ist mit einer Verschuldung 
bei Handel und Industrie.“ 

Genaue Zahlen kenne man nicht, doch werde die wahrfchein- 
liche Verſchuldungshöhe der großpolniſchen Landwirtſchaft auf 
1% Milliarden Zloty geſchätzt. 

Hinſichtlich der ſozialpolitiſchen Rolle, die die Induſtrie dieſes 
Gebietes ſpiele, verdiene betonk zu werden, 

„daß in Großpolen die Arbeitslosigkeit auf dem Lande 
überaus gering ist, was in starkem Maße gerade auf die 
dauernde Entwicklung der hiesigen Industrie zurückzuführen 
ist. Für die Zukunft darf man erwarten, daß die natürliche 
Bevölkerungszunahme, die in den westlichen Wojewodschaften 
rund 60000 Personen jährlich beträgt, in der Industrie Auf- 
nahme finden wird.“ 

[,Czas“ vom 17. 1. 1935; „Codzienna Gazeta Handlowa“ 
vom 9, 1. 1935.] 


pfock -als größter zukünftiger Flußhafen Polens. 

Die „Codzienna Gazela Handlowa“ brachte Ende November 
einen Artikel, in dem über den Plan eines Ausbaues des Fluß 
hafens und die bisher durchgeführten Arbeiten berichtet wurde. 

Die Urſachen des Hafenbaues reichten noch bis in die Vor- 
kriegszeit zurück. Damals ſei die einzige Verbindung der beiden 
Weichſelufer eine Ponkonbrücke geweſen, die im Winter ausein- 
ander genommen und deren einzelne Teile an einem zu dieſem 
Zwecke ausgebauten Platze überwinterten. Als dann von den 
Deulſchen eine feſte Brücke gebaut wurde, habe dieſe Stelle nur 
noch zur Unkerbringung des Schiffsparks im Winter gedient. 

Zur Behebung der Arbeitsloſigkeit ſei dann nach 1920 der 
Schutzdeich unterhalb der Einfahrt zur Überwinkerungsſtelle in 
einer Länge von rund 350 m erhöht und verſtärkt worden und 
das Baſſin zum Teil weiter ausgegraben worden. Auf dieſe Ar- 
beiten und das bereits Beſtehende habe man bei der Planung des 
zukünftigen Hafens weikgehendſt Rückſicht genommen. Es fei in 
dem Hafenbauplan der Bau von 6 Baſſins und eines Einfahrts- 
kanals vorgeſehen, nach deren Ferkigſtellung die Geſamtwaſſer⸗ 
fläche im Hafen 126 710 qm befragen werde. 

Es ſolle natürlich auch eine Werft gebaut werden, für die man 
geſicherke Entwicklungsbedingungen erhoffe, da fie ſich auf halber 
Strecke zwiſchen den bereits beſtehenden Werften in Bromberg 
und Modlin befinden werde „und außerdem bei dem großen 
Verkehr im Hafen dauernd Schiffsreparaturen und Neubauten 
notwendig sein werden.“ Selbſtverſtändlich ſei der Bau ver- 
ſchiedener Gebäude, die für Werkftätten, Magazine u. a. Auf- 
bewahrungsräume beſtimmt fein werden. 

Die Geſamtfläche der Plätze im Hafen, die zum Teil bebaut 
werden ſollen, zuſammen mit dem Werftgelände iſt auf 313 762 
qm projektiert, ſo daß alſo das geſamte Hafengebiet eine Fläche 
von 434879 qm umfaſſen wird. 


8* 


Beſondere Schwierigkeiten habe die Frage der Hochwaſſer⸗ 
gefahren bereitet. Man beabſichtige, fie dadurch zu löſen, daß man 
Kaimauern in verſchiedener Höhe bauen werde, wobei man der 
Höhenbeſtimmung die Waſſerſtände der einzelnen Überſchwem- 
mungsjahre zugrunde legen werde. Man wähle dieſe Methode, 
weil es zu koſtſpielig wäre, alle Anlege- und Verladeplätze über 
den bisher regiſtrierten höchſten Waſſerſtand von 1844, und zwar 
+ 650 cm, zu bauen. Es ſei daher geplant, drei Kais in einer 
Höhe von 550 cm, bis zu der in den letzten 14 Jahren das Waſſer 
nur einmal für 4 Tage geſtiegen ſei, zu errichten. Für Waren, die 
unter allen Umſtänden vor Waſſer geſchützt werden müßten, werde 
ein Teil des Kais noch um weitere 110 cm erhöht werden. 

Der Koſtenanſchlag für den geplanken Hafenbau habe zum 
1. April 1931 — 8 240 771 Zloty betragen. Auf dieſe Summe ent- 
fielen u. a. an wichtigeren Beträgen: auf Bodenenkeignung — 
294 751 Zloty, Erdarbeiten 3 303 711 Zloty, Straßen und Strand 
994675 Zloty, Wälle von der Weichſelſeite 1 300 000 Zloty, Ge- 
bäude 408200 Zloty u. a. m. 

Das Arbeitstempo iſt in den einzelnen Jahren ſtark verſchieden 
geweſen. Die größte Arbeitsintenſität beſtand im Jahre 1930/31, 
in dem der vom Miniſterium für öffenkliche Arbeiten bereitge- 
ſtellte Kredit verbaut wurde. Dagegen ſei das Arbeitsminimum 
nur 2 Jahre ſpäter zu verzeichnen geweſen, nämlich 1932/38 
(Kredit von 53 522 Zloty). Im allgemeinen ſeien bis zum 1. April 
1933 rund 3 500 000 Zloty ausgegeben worden. 

Mit dem Augenblick der Schaffung des Arbeiksfonds be- 
gannen die Arbeiten bedeutend ſchneller vorwärts zu gehen, und 
zwar dank den vom Arbeilsfonds bereilgeſtellten Krediten von 
138 560 Zloty im Jahre 1933/34 und von 200 000 Zloty für das 
Jahr 1934/5. 

Die Arbeiten wurden jo geführt, damit möglichſt ſchnell wenig- 
ſtens ein Teil des Hafens in Betrieb genommen werden könne. 
Der heutige Stand der Arbeiten und die gewährten Kredite böten 
Gewähr dafür, daß im Frühjahr 1935 das Baſſin 1 mit dem zu⸗ 
gehörigen Kai ſowie ein Teil des Baſſins 2 mit dem diesbezüg- 
lichen Kai in Länge von 230 m ſowie ein Teil der Handelswerft 
mit den dazugehörigen Geleiſen in Betrieb genommen werden 
können. 

„Codzienna Gazeta Handlowa“ vom 24. 11. 1934. 


Zur Durchführung der land wirtſchaſtlichen 
Entſchuldung. 


Die Vorbereitungen für die praktiſche Durchführung der Ent- 
ſchuldungsaktion in der Landwirkſchaft gehen nunmehr dem Ende 
entgegen, Nachdem das Anlagekapital der Akzepkationsbank ver- 
ordnungsgemäß erhöht worden und auch ſonſt alles für die Auf- 
nahme der Schuldenkonverfierung getan ſei, dürfe man mit dem 
Beginn dieſer Arbeit auf neuen Rechtsgrundlagen bereits für die 
allernächſte Zeit rechnen. 

Ebenſo ſtänden die Arbeiten über die Reorganifafion und die 
Anpaſſung der Schiedsämter an die neuen Vorſchriften kurz vor 
der Vollendung. Es ſei daher die baldige Veröffentlichung der 
enkſcheidenden Ausführungsverordnung über die neuartige Tätig- 
keit der Schiedsämter zu erwarten. Bekanntlich werde die Tä⸗ 
ligkeit der Schiedsämter nach den neuen Verordnungen bedeutend 
erweitert werden, beſonders infolge der Durchführung der Liqui- 
dation übermäßig verſchuldeter landwirtſchaftlicher Grundſtücke. 

[„Codzienna Gazeta Handlowa“ vom 23. 1. 1935.] 


Zur Frage der Forſtwirtſchaſt. 

Während der Sejmberatungen im Dezember 1934 wurde u. a. 
auch die ftaatlihe Forſtwirtſchaft außer von einzelnen Abge- 
ordneten, beſonders auch von der Höchſten Staatlichen Konkroll 
kammer einer recht ſcharfen Kritik unterzogen. Wie aus der 
Diskuffion zu enknehmen iſt, wurde 

„die schädliche Ausbeutungsart der Wälder nicht beseitigt 
und weiterh'n übermäßig große Mengen Eisenbahnschwellen 
aufgestapel. Die staatlichen Sägewerke brach- 
ten einen Verlust von 2500 865 Zloty, wobei aui- 
fallenderweise die Staatswälder nicht nur keinen Gewinn ab- 
warfen, sondern sich nicht einmal amortisierten.“ 


Der Verkauf von Holz in bearbeitetem Zuftande habe nicht 
zur vorteilhafteren Verwendung des Rohmaterials beigetragen. 
Die Kontrolle habe auch in zunehmendem Umfange Walddieb- 
ſtähle feſtſtellen müſſen. 

Einer der Abgeordneken, der beſonders die Verluſtwirtſchaft 
der Staatsforſten unterſtrich, erklärte, daß nach Mitteilungen aus 
Fachkreiſen, der Staatsfiskus aus dem Holzverkauf fünf- oder 
gar zehnmal ſoviel herausholen könnte wie bisher, wenn man be- 
reit wäre, das Holz an diejenigen abzugeben, die es kaufen 
wollten. 

„Codzienna Gazeta Handlowa“ vom 13. 12. 1934. 


Der polniſche Export nach Aberſee. 


Die vor kurzem veröffentlichten ſtatiſtiſchen Angaben über die 
polniſche Ausfuhr haben eine bemerkenswerte Tatſache ergeben, 
nämlich, daß zum erſten Male in der Geſchichte des polniſchen 
Außenhandels der Überſeehandel eine beträchtliche Zunahme er- 
fahren hat. 

In den erſten Jahren habe die polniſche Ausfuhr faſt aus- 
ſchließlich in den unmittelbar benachbarten Ländern Aufnahme ge- 
ſunden, und zwar ſei Deukſchland mit etwa 50 % beteiligt ge- 
weſen, während in die andere Hälfte ſich Sſterreich und die 
Tſchechoſlowakei geteilt hätten. Hierin ſei durch den deufjch-pol- 
niſchen Handelskrieg im Jahre 1925 ein entſcheidender Wandel 
eingetreten. Trotzdem aber ſeien noch im Jahre 1929 von der ge- 
ſamten polniſchen Ausfuhr wertmäßig 52,2 % von den Ländern 
Mitteleuropas (Deutjchland, Oſterreich und Tſchechoſlowakei) auf- 
genommen worden, ja, der Anteil Europas insgeſamt habe wert- 
mäßig ſogar 95,3 % betragen. Das bedeute, daß kaum 5 % des 
polniſchen Exports in Überſee untergebracht worden ſeien (davon 
1,1% in den Vereinigten Staaten), 

„In der Zeit der Krisis hat sich bei uns viel geändert. Die 
frühere führende Stellung, welche in unserer Ausfuhr die drei 
mitteleuropäischen Märkte einnahmen, gehört der Vergangen- 
heit an. Der Gesamtanteil dieser drei Länder an unserer Aus- 
fuhr erreicht im abgelaufenen Jahre kaum 27 %, während der 
Anteil von Großbritannien allein schon 20 % überschreitet.‘ 

Eine vollkommen neue Erſcheinung ſei aber im Jahre 1934 
aufgetreten: 

„Der Anteil der europäischen Länder an unserer Ausfuhr 
betrug noch im Jahre 1933 etwa 92 %. Mit andern Worten, 
in den überseeischen Ländern brachten wir etwa 8% von der 
Gesamtheit unserer Ausfuhr unter. Im Vergleich mit den vor- 
her zit'erten 5 % im Jahre 1929 bedeutete das zwar einen ge- 
wissen Fortschritt, aber auf die Gesamtheit unseres Export- 
umsatzes konnte das keinen Einfluß ausüben. Erst im abge- 
laufenen Jahre ist ein Umschwung eingetreten. Denn nicht nur 
ist unsere Gesamtausfuhr seit der Krisis zum ersten Male wert- 
mäßig und mengenmäßig gewachsen, sondern auch der Anteil 
der überseeischen Länder gerade an dieser vergrößerten Aus- 
fuhr wuchs von diesen kaum 8 % im Jahre 1933 auf fast 13 9% 
im abgelaufenen Jahre an. Bei Umrechnung auf Wertzahlen 
sieht das ungefähr so aus, daß, während unsere Gesamtaus- 
fuhr im abgelaufenen Jahre die Summe von 975 Millionen Zloty 
erreichte, hiervon die Ausfuhr nach außereuropäischen Län- 
dern den Wert von über 125 Millionen Zloty erreichte. Das 
ist ungefähr so viel, wie unsere Übersee-Ausfuhr im Jahre 
1929, dem Zeitpunkt unserer höchsten Ausfuhrkonjunktur, be- 
trug... Es zeigt sich also, daß gerade die Vermehrung der 
Übersee-Ausfuhr entscheidend die Tatsache der Steigerung 
unserer Gesamtausfuhr beeinflußt hat. Denn im abgelaufenen 
Jahre erfuhr unsere Ausfuhr nach europäischen Ländern eine 
weitere, wenn auch nicht große Schrumpfung. Es wiederholt 
sich also mutatis mutandis das gleiche, was wir schon einmal 
auf europäischem Gebiete durchmachten, als man uns von den 
territorial am nächsten gelegenen Märkten verdrängte und uns 
gewissermaßen zwang, unsere Handels-Expansion auf weiter 
entfernte europä’sche Märkte zu verlegen. Gegenwärtig nöti- 
gen uns die in ganz Europa herrschenden Exportschwierig- 
keiten, den Absatz jenseits seiner Grenzen zu suchen.“ 
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